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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Ein Anliegen aus der Beratung der zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes bezüglich
der «Swiss National Covid-19 Science Task Force», kurz Swiss Covid Task Force, nahm
Erich Ettlin (mitte, OW) im Juni 2021 in einer Motion auf, jedoch ohne die Swiss Covid
Task Force ausdrücklich zu erwähnen. Er forderte die Anpassung der rechtlichen
Grundlage zu den Beratungsgremien des Bundesrates im Falle einer Epidemie.
Demnach solle der Bundesrat während der besonderen oder ausserordentlichen Lage
gemäss EpG verwaltungsexterne Gremien mit dem nötigen Fachwissen einsetzen und
mandatieren können. Neu sollen diese Gremien dem Kommissionsgeheimnis
unterliegen und nur entsprechend eines «im Voraus festgelegte[n]
Kommunikationskonzepts» kommunizieren, wie es verschiedene Anträge auch in der
Frühjahressession 2021 für die Swiss Covid Task Force gefordert hatten. «Vor sich
selbst konstituierenden, einseitig-ausgerichteten und erst noch politischen Gremien ist
Abstand zu halten», verlangte Ettlin. Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme,
dass er die Möglichkeit zur Einberufung solcher Gremien bereits habe, und verwies
dabei auf die Swiss Covid Task Force sowie auf die «Taskforce BAG Covid-19», welche
im Rahmen der Covid-19-Pandemie ebenfalls bereits tätig sei. Er lehne die Motion zu
diesem Zeitpunkt ab, da vorgängig eine systematische Auswertung des
Krisenmanagements in der aktuellen Pandemie nötig sei – und aktuell auch
durchgeführt werde. Er werde allfällig nötige Änderungen dem Parlament als Revision
des EpG vorlegen. In der Herbstsession 2021 entschied der Ständerat auf
Ordnungsantrag Fässler (mitte, AI) stillschweigend, die Motion der
Geschäftsprüfungskommission zur Vorberatung zuzuweisen, da diese auch mit der
Evaluation des Krisenmanagements betraut sei. 1

MOTION
DATUM: 27.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Jakob Stark (svp, TG) verlangte per Motion, dass die Führungsstruktur des Bundesrats
krisenresilienter werden soll. Die Covid-19-Pandemie habe gezeigt, dass die
Krisenführung optimiert werden könne. Die Entscheidungen der Regierung seien
teilweise einseitig «von epidemiologischen Gesichtspunkten» geleitet gewesen.
Gesundheit, Wirtschaft und Finanzen seien vernachlässigt worden. Mit einem
interdepartementalen Bundesratsausschuss und einem ausbalancierten Führungsstab
aus verschiedenen Fachkräften, der bereits in einer normalen Lage ernannt werden
müsste, könnte eine ausgeglichenere Entscheidungsgrundlage geschaffen werden,
begründete Stark seinen Vorstoss. 
Der Bundesrat erklärte, dass er eine Verbesserung der Führungsstrukturen in
Krisenzeiten ebenfalls als notwendig erachte. Er werde dies sorgfältig evaluieren, gebe
aber zu bedenken, dass es zu früh sei, bereits heute Gesetzesgrundlagen dafür zu
schaffen, weshalb er die Motion zur Ablehnung empfehle. 
In der Ratsdebatte verlangte Daniel Fässler (mitte, AI) mittels Ordnungsantrag, die
Motion zusammen mit einer Motion Ettlin (mitte, OW; Mo. 21.3956), mit der gesetzliche
Grundlagen für ein Beratungsgremium im Krisenfall geschaffen werden sollen, an die
zuständige GPK zur Vorprüfung zuzuweisen. Die GPK untersuche die Bewältigung der
Corona-19-Krise detailliert und beziehe dort auch die Führungsstruktur mit ein. Er
schlage vor, den GPK-Bericht abzuwarten und die beiden Motionen noch nicht zu
beraten, um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Dieser Vorschlag wurde von der
Kantonskammer stillschweigend angenommen. 2

MOTION
DATUM: 27.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsorganisation

Am Schluss einer kurzen Debatte folgte der Ständerat in der Sommersession 2021
einem Ordnungsantrag von Daniel Fässler (mitte, AI) und wies die Motion von Jakob
Stark (svp, TG) wie auch die Motion von Werner Salzmann (svp, BE) der SPK-SR zur
Vorprüfung zu. Die Motion Stark fordert einen besseren Einbezug des Parlaments bei
der Bekämpfung zukünftiger Pandemien und schlägt dafür eine Revision des
Epidemiengesetzes vor. Darin soll neu festgehalten werden, dass der Bundesrat dem
Parlament Notrechtsbeschlüsse vorlegen muss. Bei kurzfristigen Beschlüssen soll eine
Genehmigung nachträglich eingeholt werden müssen; wenn immer möglich soll aber
auch Notrecht dem Parlament nach einer kantonalen Vernehmlassung direkt
unterbreitet werden. Das Parlament werde im Epidemiengesetz mit keinem Wort
erwähnt. Dies und der Umstand, dass sich das Parlament zwar mit «der Bewältigung der
massiven Folgen der Massnahmen zur Covid-Bekämpfung» beschäftigen müsse, beim
Beschluss dieser Massnahmen aber nicht mitreden dürfe, müsse behoben werden, so
Stark.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, auch weil sich die SPK-NR bereits
intensiv mit dem Thema des besseren Einbezugs des Parlaments in Krisen beschäftige
und dieser Arbeit nicht vorgegriffen werden solle. 
Dies entschied Mitte August schliesslich auch die SPK-SR: Bevor sie die beiden
Motionen vorprüfen werde, wolle sie die Arbeiten der Schwesterkommission
abwarten. 3

MOTION
DATUM: 18.08.2021
MARC BÜHLMANN

Mit 7 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) beantragte die SPK-SR die Motion von Werner
Salzmann (svp, BE) mit der Forderung, dass das Parlament bei der Anordnung einer
ausserordentlichen Lage gemäss EpG einbezogen werden müsse, abzulehnen. Sie
verwies in ihrem Bericht darauf, dass bereits eine Revision des Epidemiengesetzes in
Angriff genommen worden sei, in der die Frage nach der Rolle des Parlamentes
berücksichtigt werde. Darüber hinaus würden die Mitwirkungsrechte der
Bundesversammlung im Falle von Krisen auch im Rahmen zweier parlamentarischer
Initiativen (Pa.Iv. 20.437 & Pa.Iv. 20.438), denen zuvor Folge gegeben worden war, neu
geregelt.
In der Ratsdebatte in der Sommersession 2022, die nötig war, weil eine starke
Kommissionsminderheit für Annahme der Motion plädierte, wurde gleichzeitig die
ähnliche Motion von Jakob Stark (svp, TG, Mo. 21.3033) für einen besseren Einbezug des
Parlaments bei der Bekämpfung von Pandemien behandelt. Für die SPK-SR erörterte
Andrea Caroni (fdp, AR) ein formelles und ein inhaltliches Argument, die gegen die
Motionen sprächen: Es gehe formell bei beiden Motionen nicht um die Revision des
EpG, sondern um die Rolle der Bundesversammlung in Krisen – dies sei aber bereits
Gegenstand einer laufenden Gesetzesrevision, womit die Vorstösse eigentlich bereits
erfüllt seien. Inhaltlich würde die Motion Salzmann die parlamentarische Genehmigung
der Ausrufung der ausserordentlichen Lage durch den Bundesrat fordern. Der
Nationalrat habe aber Vorstösse und Anträge zu solchen «Genehmigungspflichten»
bereits in grosser Zahl im Rahmen der Diskussionen um die Covid-19-Pandemie
abgelehnt. Das Parlament könne nicht so rasch handeln wie die Exekutive, wäre deshalb
stets zu spät und könne entsprechend kaum präventiv entscheiden. In der auf den
parlamentarischen Initiativen beruhenden Revision des Parlamentsrechts werde
deshalb auf eine Beschleunigung der Behandlung von Motionen gepocht. «Fazit:», so
Caroni, «Die Reformen sind unterwegs», weshalb die Motionen unnötig seien.  
Werner Salzmann verteidigte seinen Vorstoss damit, dass sich im Parlament ein Gefühl
der Machtlosigkeit eingestellt habe, nachdem der Bundesrat die ausserordentliche Lage
gemäss Epidemiengesetz ausgerufen habe. Natürlich müsse der Bundesrat rasch
handeln können und er habe laut dem Epidemiengesetz auch das Recht dazu, aber auch
eine nachträgliche Genehmigungspflicht hätte letztlich die Legitimität des
bundesrätlichen Entscheides erhöht. 
Daniel Fässler (mitte, AI) unterstützte die Minderheitenposition von Salzmann. Die
Pandemie habe gezeigt, wie weitreichend die Folgen sein könnten, wenn der Bundesrat
die ausserordentliche Lage ausrufe. Dies sei vom Epidemiengesetz zwar so gewollt, es
sei aber zu klären, ob dies auch weiterhin so sein solle oder ob es nicht besser wäre,
auch das Parlament – wenn nötig – mit einer nachträglichen Genehmigung mit in die
Verantwortung zu nehmen. Es sei wahrscheinlich, dass die laufenden Revisionen diese
Klärung vornehmen würden, die Ablehnung der Motion Salzmann wäre aber ein falsches
Zeichen an den Bundesrat. Zudem müsse die Frage des Einbezugs des Parlaments in
der Tat auch ganz spezifisch im Epidemiengesetz geregelt werden. Heidi Z'graggen
(mitte, UR) urteilte, dass das aktuelle Epidemiengesetz dem Bundesrat «zu viel
Machtfülle» verleihe. Diese sei im internationalen Vergleich sogar «einzigartig» gross:

MOTION
DATUM: 30.05.2022
MARC BÜHLMANN
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Eine Studie zeige, dass die Schweiz gemäss eines «Machtkonzentrationsindex» von 34
Ländern an neunter Stelle liege – hinter acht osteuropäischen Staaten. Freilich habe
der bundesrätliche Machtzuwachs auf gesetzlichen Grundlagen beruht und der
Bundesrat habe in der Pandemie auch gute Arbeit geleistet, trotzdem brauche gerade
ein solcher situativer Machtzuwachs Gegengewichte in der Legislative. Nur wenn das
Parlament eingebunden würde, schaffe dies «zuhanden der Bevölkerung und der
Kantone die dringend notwendige Öffentlichkeit und Legitimation», was mit der
Annahme der Motion Salzmann bekräftigt werden müsse. 
Gesundheitsminister Alain Berset erinnerte die kleine Kammer am Schluss der Debatte
in einem ziemlich ausführlichen Votum daran, dass es für den Bundesrat nicht einfach
oder gar angenehm gewesen sei, die Verantwortung zu übernehmen, als das Parlament
zu Beginn der Pandemie seine Arbeit eingestellt habe. Der Bundesrat habe sich aber
sogar in dieser Situation bemüht, mit dem Parlament via Kommissionen in Kontakt zu
bleiben. Hingegen hätten jene Leute, die den Bundesrat ob der zu grossen Machtfülle
kritisiert hätten, keine Verantwortung übernommen, als die ausserordentliche Lage
nicht mehr gegolten habe. Er halte zudem im Epidemiengesetz nicht den Artikel 7 zur
ausserordentlichen Lage für zentral, auf den die Motion Salzmanns ziele, sondern den
Artikel 6 zur besonderen Lage, da diese wesentlich häufiger sei, und bei der die
Verantwortung des Parlaments ebenfalls geregelt werden müsse. Schliesslich sei bei der
Schaffung des Epidemiengesetzes im Jahr 2012 nicht über die ausserordentliche Lage,
sondern über Impfungen diskutiert worden. Die Bedeutung bestimmter
Gesetzesbestimmungen zeige sich folglich erst, wenn sie in der Realität angewendet
werden müssten. Es brauche aber, darin gehe der Bundesrat mit dem Parlament einig,
in Anbetracht der Erfahrungen der letzten Monate Revisionen. Diese seien mit einem
neuen Epidemiengesetz auf gutem Weg. Die Motionen seien inhaltlich zwar wichtig und
ihre Anliegen müssten einfliessen, dafür brauche es aber eben keinen weiteren
Gesetzesauftrag an den Bundesrat. 
Dies sah auch die Mehrheit des Ständerats so: Mit 26 zu 18 Stimmen (1 Enthaltung)
wurde die Motion Salzmann abgelehnt. Unterstützung erhielt der Vorstoss vor allem aus
den Fraktionen der SVP und der Mitte. 4

Organisation der Bundesrechtspflege

Nicht wie geplant in der Sommersession, sondern erst in der Herbstsession 2022
befasste sich der Ständerat mit den beiden Motionen (Mo. 21.3689; Mo. 21.3690), die
eine Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit forderten. Als «Evergreen»
bezeichnete Daniel Fässler (mitte, AI) die Frage, ob es eine Überprüfung der
Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen brauche. In der Tat gab es schon einige
entsprechende, allerdings stets erfolglose Vorstösse. Eine nur durch präsidialen
Stichentscheid zustande gekommene Mehrheit der SPK-SR wollte einen neuen Anlauf
versuchen und Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) brachte entsprechend
fünf Pro-Argumente vor: Erstens müsse die Bundesverfassung über den Gesetzen
stehen, damit Grundrechte von Bürgerinnen und Bürgern effektiv geschützt würden.
Zweitens sei die Autonomie der Kantone besser geschützt, wenn sich die Gliedstaaten
bei einem Verfassungsgericht etwa gegen verfassungswidrige
Zentralisierungsbestrebungen wehren könnten. Drittens würde das Ständemehr in
seiner Rolle gewahrt, wenn kein Gesetz zur Anwendung komme, das nicht auf einer von
Volk und Ständen angenommene Verfassungsgrundlage beruhe. Viertens seien die
Grundrechte nicht nur durch die EMRK, sondern auch durch die nationale Verfassung
effektiv geschützt – ein Schutz, der bei Gesetzesänderungen eingeklagt werden können
muss. Fünftens ergäbe sich eine präventive Wirkung, weil sich das Parlament bei der
Umsetzung von angenommenen Initiativen nicht mehr zu weit von der Verfassungsidee
entfernen könne, wenn es eine Rüge von einer verfassungsgerichtlichen Instanz
befürchten müsse. Um der starken Kommissionsminderheit gerecht zu werden, führte
Engler auch fünf Argumente gegen die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit an:
Es gebe erstens keinen Handlungsbedarf, weil der historische Verfassungsgeber eine
schwache Stellung der Judikative bewusst gewollt habe. Ein Verfassungsgericht drohe
zum Gesetzgeber zu werden, wenn nicht mehr die Stimmbevölkerung das letzte Wort
habe, ob sie ein Gesetz gutheissen wolle oder nicht. Drittens sei eine
«Verpolitisierung» der Judikative zu befürchten. Das Parlament sei viertens besser
geeignet, die letztlich stets politische Einschätzung vorzunehmen, ob ein Gesetz der
Verfassung widerspreche oder nicht. Das Parlament würde sich also mit der Einführung
einer Verfassungsgerichtsbarkeit fünftens seiner eigenen Kompetenzen berauben. 
In der darauffolgenden Debatte wurden zwar keine wirklich neuen Argumente mehr
vorgebracht, einige langjährige Kantonsvertreter gaben aber zu Protokoll, weshalb sie
ihre Meinung seit der letzten Diskussion vor rund elf Jahren geändert bzw. nicht

MOTION
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN
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geändert hatten. Andrea Caroni (fdp, AR) etwa – als Nationalrat selbst einst Urheber
einer entsprechenden Motion – befürwortete nach wie vor eine bessere «Abfolge des
Dialogs zwischen den Gewalten». Mathias Zopfi (gp, GL) sorgte für Heiterkeit, indem er
die Verteidigung der Verfassungsgerichtsbarkeit eines jungen Rechtswissenschafters
zitierte, der heute gegen die Motion kämpfe. «Wer hat nun recht: Fässler der Jüngere
oder Fässler der Ältere?» Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) erklärte, dass er seine
Meinung innerhalb eines Jahrzehnts geändert habe. Er sei zum Schluss gekommen, dass
das aktuelle System nicht nur sehr gut, sondern mit Blick auf die Vereinigten Staaten
auch besser ohne Verfassungsgerichtsbarkeit funktioniere. Schliesslich wies auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter darauf hin, dass sie dieselbe Diskussion bereits
2012 «mitverfolgen durfte, allerdings in einer anderen Rolle». Sie erinnerte daran, dass
die kleine Kammer das bestehende System bisher stets als gut austariert betrachtet
habe. Auch der Bundesrat sei der Meinung, dass das stark gewichtete
direktdemokratische Element einer Ausweitung der Verfassungsgerichtsbarkeit
vorzuziehen sei, die zudem einen fundamentalen Eingriff in das politische System der
Schweiz bedeuten würde. Die Kantone hätten zudem bereits heute zahlreiche
Möglichkeiten, sich zu wehren. Wie schon 2012 sei der Bundesrat der Meinung, dass ein
Nein kein Nein zum Rechtsstaat, sondern ein Ja zur heute gut funktionierenden
Gewaltenteilung sei. Mit 29 zu 15 Stimmen (1 Enthaltung) folgte der Ständerat seiner
Kommissionsminderheit und der Empfehlung des Bundesrats und lehnte die beiden
Motionen ab. 5

Wahl- und Abstimmungsverfahren

In der Herbstsession 2022 nahm auch der Ständerat die Motion der SPK-NR zur
Wahrung des Stimmgeheimnisses für Menschen mit Sehbehinderung an. Die SPK-SR
befürworte das Anliegen einstimmig, berichtete Kommissionssprecher Daniel Fässler
(mitte, AI) der kleinen Kammer. Viele Kommissionsmitglieder seien sich nicht bewusst
gewesen, dass Menschen mit einer Sehbeeinträchtigung bei der Wahrnehmung ihres
Stimmrechts eingeschränkt seien. Über 250'000 Stimmberechtigte müssten deswegen
Hilfe von Dritten annehmen. Die Kommission unterstütze die Forderung nach
Abstimmungsschablonen, weil damit das Stimmgeheimnis für Menschen mit
Sehbehinderung gewahrt werden könne. Diese einfache und pragmatische Lösung sei
ein Beitrag zum Abbau der Diskriminierung von Menschen mit Behinderung, wie dies
vom Behindertengleichstellungsgesetz und vom internationalen Übereinkommen über
die Rechte von Menschen mit Behinderungen verlangt werde. Bundeskanzler Walter
Thurnherr bekräftigte, dass auch der Bundesrat den Vorstoss unterstützte, und
erinnerte daran, dass grundsätzlich die Kantone dafür verantwortlich seien, dass
politische Rechte von allen Stimmberechtigten wahrgenommen werden können. Die
kleine Kammer überwies die Motion in der Folge ohne Diskussion. 6

MOTION
DATUM: 20.09.2022
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Sans discussion, le Conseil national a apporté son soutien à la motion Fässler (centre,
AI) sur l'entretien durable des forêts suisses. Celle-ci a été, au préalable, légèrement
modifiée par la commission compétente de sorte à permettre la mise à disposition de
crédits supplémentaires dès cette année si besoin. Le texte retourne à la chambre
haute qui devra se prononcer sur cette modification. 7

MOTION
DATUM: 10.03.2021
KAREL ZIEHLI

La chambre haute approuve les modifications apportées par le Conseil national à la
motion de Daniel Fässler (centre, AI), suivant l'avis de sa commission. Celle-ci estime,
en effet, judicieux de donner la possibilité d'octroyer, en cas de besoin, des moyens
supplémentaires aux conventions-programmes dans le domaine des forêts pour l'année
en cours. 8

MOTION
DATUM: 01.06.2021
KAREL ZIEHLI
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Jagd

Le Conseil des Etats a accepté, sans vote, une motion déposée par la CEATE-CE qui vise
une régulation rapide des populations de loup. Ce texte est identique à une motion
déposée par la commission sœur. Il demande au Conseil fédéral d'agir dans le cadre de
l'actuelle loi sur la chasse (LChP) et de faire usage de toute la marge de manœuvre à sa
disposition pour permettre un abattage facilité du prédateur, renforcer les mesures de
protection des troupeaux et faire en sorte que le loup ne devienne pas une menace
pour les êtres humains. Bien que ne s'y opposant pas, Adèle Thorens Goumaz (verts, VD)
s'est montrée critique face à un texte qui demande des tirs facilités des loups, alors
que le corps électoral s'est récemment exprimé là-contre. Pour l'élue verte, les
mesures de protection des troupeaux doivent être renforcées, ce qui explique sa non-
opposition au texte. Les centristes Beat Rieder (VS) et Daniel Fässler (AI), provenant
tous deux de cantons montagnards, ont plaidé pour une action rapide afin de résoudre,
temporairement du moins, un problème exponentiel. Par la voix de Simonetta
Sommaruga, le Conseil fédéral a dit soutenir le texte, tout en rappelant que les
possibilités d'action étaient limitées. 9

MOTION
DATUM: 15.01.2021
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Die politische Steuerung und die Oberaufsicht über Unternehmen mit einem
Grundversorgungsauftrag standen im Mittelpunkt einer von der KVF-SR im November
2020 eingereichten Motion. Die Kommission forderte den Bundesrat dazu auf, ein
eigenes Gesetz für die Betriebe des Service Public – namentlich für SBB, Swisscom,
Schweizerische Post, Skyguide und das öffentliche Radio und Fernsehen – zu schaffen.
Mit den geltenden separaten Gesetzgebungen für die einzelnen Unternehmen seien
einige gewichtige Fragen, beispielsweise betreffend des Zielkonflikts zwischen
Gewinnstreben und Gemeinwohl, noch ungenügend geregelt.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war der Ansicht, dass dem
Anliegen im Rahmen der geltenden Regelungen bereits entsprochen werde und das
Parlament über geeignete Möglichkeiten verfüge, sich einzubringen. Er sehe daher
keinen Mehrwert in einem neuen Gesetz.
Die kleine Kammer beugte sich in der Frühjahrssession 2021 über die Motion. Die das
Wort ergreifenden Kantonsvertreterinnen und -vertreter Stefan Engler (mitte, GR), Eva
Herzog (sp, BS) sowie Daniel Fässler (mitte, AI) sprachen sich dabei allesamt für die
Annahme der Motion aus. Zu klären seien insbesondere Fragen rund um
«Staatsleistungen und Markt, von Liberalisierung, von Privatisierung und Subventionen»
(Engler). Ebenso müssten Gewinnverbote, Dividendenvorgaben und
Lohnbeschränkungen diskutiert werden. Nicht zu vernachlässigen seien auch Fragen
rund um die Aufsicht über die Betriebe und die Rolle des Parlaments, welches die
Oberaufsicht über die Bundesverwaltung und den Bundesrat ausübe. Es wurde zudem
darauf hingewiesen, dass es nicht sinnvoll sei, diese Bereiche jeweils nur anhand von
Einzelereignissen – genannt wurde insbesondere die Postauto-Affäre – zu diskutieren.
Es gehe vielmehr darum, eine Übersicht zu schaffen und wichtige Grundsätze
festzulegen. Daher sei eine Mantelgesetzgebung notwendig, welche die
Spezialgesetzgebungen für die einzelnen Konzerne ergänzt. Verkehrs- und
Kommunikationsministerin Sommaruga zeigte in ihrem Votum Verständnis für das
Anliegen der Motion. Sie wies aber darauf hin, dass es sehr schwierig werde, eine solche
Mantelgesetzgebung zu erstellen, da die verschiedenen betroffenen Betriebe des
Service public sehr unterschiedlich ausgerichtet seien. In der anschliessenden
Abstimmung votierte eine deutliche Mehrheit des Ständerats für die Annahme der
Motion (34 zu 8 Stimmen). 10
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die UREK-SR beschloss an ihrer Sitzung vom 24. Oktober 2022 mit 9 zu 1 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), eine Motion von Werner Salzmann (svp, BE) zur Ablehnung zu empfehlen.
Salzmann hatte gefordert, dass das RPG dahingehend angepasst wird, dass
Bewilligungen von Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen von dezentralen kantonalen
Behörden getroffen werden könnten. Der Ständerat beriet in der Wintersession 2022
über die Vorlage. Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) begründete den Antrag
der Kommission damit, dass sich in der Vorprüfung gezeigt habe, dass Art. 25 RPG eine
gewisse Dezentralisierung der Behörden in dieser Sache nicht ausschliesse – nämlich
dann, wenn der Kanton trotz dezentraler Struktur die eigentliche Leitung in diesen
Fragen einer weisungsbefugten kantonalen Behörde übertrage. Es müsse eine
einheitliche und rechtsgleiche kantonale Rechtsanwendung gewährleistet werden
können. 
Werner Salzmann verteidigte seine Motion im Plenum. Besonders in grossen und
heterogenen Kantonen komme es aufgrund starrer Regelungen immer wieder zu
unsachgemässen und stossenden Entscheiden. Dezentrale Behörden könnten in
solchen Angelegenheiten rascher, sinnvoller und differenzierter entscheiden.
Bundesrätin Simonetta Sommaruga räumte zwar ein, dass unterschiedliche kantonale
Bewilligungspraktiken gerade in der Nähe von Kantonsgrenzen oft nicht verstanden und
als stossend empfunden würden. Doch solche Ungleichheiten sollten nicht auch noch
innerhalb eines einzelnen Kantons geschaffen werden. Ausserdem sei es von zentraler
Bedeutung, die Unabhängigkeit von Behörden zu wahren. Je kleiner die Behörde und
deren Einzugsgebiet seien, desto grösser werde der Druck auf die Personen in den
Behörden, Bauten ausserhalb der Bauzone zuzulassen. Die Behördenorganisation solle
deshalb nicht angepasst werden, so dass Bewilligungen weiterhin von Personen einer
«fachlich kompetenten Behörde unabhängig von allfälligen Pressionen oder allfälligen
anderweitigen Abhängigkeiten» getroffen werden. Eine Mehrheit des Ständerates folgte
den Empfehlungen der UREK und des Bundesrates und lehnte die Motion mit 23 zu 16
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Die Stimmen für Annahme der Motion kamen aus den
Fraktionen der SVP, der Mitte und der FDP. 11

MOTION
DATUM: 06.12.2022
ELIA HEER

Bodenrecht

In der Frühjahressession 2021 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Vogler (csp,
OW) zur Digitalisierung des Untergrunds. Die Motion, mittlerweile übernommen von
Stefan Müller-Altermatt (mitte, SO), möchte die Regierung damit beauftragen, einen
Aktionsplan zur Digitalisierung des geologischen Untergrundes zu erstellen. Damit sollen
Investitionen für unterirdische Infrastrukturen (beispielsweise das Projekt Cargo sous
Terrain), die Gewinnung von Georessourcen sowie die Lagerung von Abfällen erleichtert
werden. 
Die UREK-SR hatte dem Ständerat eine Änderung des Motionstextes vorgeschlagen.
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) erklärte, die Kommission sei dabei auf
einen 2018 veröffentlichten Bericht in Erfüllung eines Postulates Vogler – zum selben
Thema wie die Motion – eingegangen. Darin hatte der Bundesrat festgehalten, dass
einerseits die Regelung des Untergrundes und der diesbezüglichen geologischen Daten
grundsätzlich im Zuständigkeitsbereich der Kantone, andererseits der überwiegende
Teil geologischer Daten in der Datenherrschaft von Privaten liegt. Um diesen
Feststellungen gerecht zu werden, hatte die Kommission den Motionstext ergänzt, um
klarzustellen, dass der Bund bei der Digitalisierung des Untergrunds eng mit den
Kantonen zusammenarbeiten und die Interessen der Eigentümer von geologischen
Informationen berücksichtigen soll. Bundesrätin Viola Amherd sprach sich im Namen
der Regierung für eine Annahme der Motion, inklusive der von der UREK-SR
vorgeschlagenen Änderungen, aus und der Ständerat hiess sie in dieser geänderten
Form stillschweigend gut. Als nächstes wird sich noch einmal der Nationalrat mit dem
Vorstoss befassen. 12
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Wohnungsbau und -eigentum

Die RK-SR beriet an ihrer Sitzung Mitte Februar 2022 die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche die «Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) dem Parlament
unterbreiten» wollte. Die Mitglieder der Kommission beschlossen mit 9 zu 3 Stimmen,
dem Ständerat die Ablehnung der Vorlage zu empfehlen. Im Kommissionsbericht
begründete die RK-SR ihren Entscheid insbesondere mit den ablehnenden
Rückmeldungen während der 2017 durchgeführten Vernehmlassung. Gemäss der
Kommission habe sich die Ausgangslage inzwischen nicht wesentlich verändert, auch
nicht im Zuge der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie. Im Gegenteil, die
Pandemie habe einmal mehr gezeigt, dass die Berggebiete – insbesondere die
touristisch orientierten Gebiete – auf ausländische Investitionen angewiesen seien.
Nicht zuletzt störte sich die Kommission auch daran, dass die Motion bezüglich der
revisionsbedürftigen Punkte der Lex Koller zu vage formuliert sei und dadurch nicht klar
sei, was genau ihr Anliegen ist. Die links-grüne Minderheit der Kommission beantragte
derweil die Annahme der Motion, da einige Punkte der Revision in der Vernehmlassung
durchaus auf Zustimmung gestossen seien und deshalb im Rat diskutiert werden
sollten.

In der Frühlingssession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion.
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) unterstrich dabei, dass die RK-SR
keinen Handlungsbedarf bei der Lex Koller sehe. Dank dieser besitze die Schweiz
bereits heute ein funktionierendes, restriktives immobilienpolitisches
Regulierungsinstrument, das weder geschwächt noch verschärft werden sollte.
Weiterhin sei nicht klar, welche Änderungen denn mit einer Neubelebung der Vorlage
vorgenommen werden sollten. Eine Lockerung beim Erwerb von Anteilsscheinen von
Wohnbaugenossenschaften sei bereits 2021 im Ständerat verworfen worden. Die 1997
beschlossene Abschaffung der Bewilligungspflicht für den Erwerb von Betriebsstätten
habe sich ebenso bewährt wie der Entscheid, 2005 den Erwerb von Aktien an
börsenkotierten Immobiliengesellschaften 2005 von der Lex Koller auszunehmen.
Änderungen an diesen Entscheiden hätten schwerwiegende Folgen, zudem gebe es
weiterhin keine Unterstützung für solche Verschärfungen, wie beispielsweise eine
kürzlich veröffentlichte und klar ablehnende Stellungnahme der Konferenz der
kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren gezeigt habe. Lisa Mazzone (gp, GE) und Carlo
Sommaruga (sp, GE) sprachen sich hingegen für eine Annahme der Motion aus. Sie
argumentierten, dass eine Diskussion über die Lex Koller nötig sei. Verschärfungen in
diesem Bereich, durch die Limitierung des Einflusses von ausländischem Kapitel,
könnten etwa den starken Anstieg der Häuserpreise bremsen. Ausserdem hob Mazzone
hervor, dass ein erneutes Revisionsvorhaben der Lex Koller eine Möglichkeit wäre, doch
noch aussereuropäischen Staatsangehörigen den Erwerb von Anteilscheinen von
Wohnbaugenossenschaften zu ermöglichen. Die aktuelle Regelung verunmögliche
diesen Personen den Zugang zu billigem Wohnraum, was nicht im Sinne der Lex Koller
sei. Nachdem sich auch Beat Rieder (mitte, VS) sowie Bundesrätin Karin Keller-Sutter
ablehnend zur Motion geäussert hatten, schritten die Ständerätinnen und Ständeräte
zur Abstimmung. In dieser sprachen sie sich mit 26 zu 11 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
deutlich gegen die Motion aus. Anders als noch im Nationalrat stimmten die Mitglieder
der SVP-Fraktion in der kleinen Kammer für eine Ablehnung der Motion. 13

MOTION
DATUM: 15.03.2022
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Umweltschutz

Gewässerschutz

In der Frühjahressession 2021 befasste sich die kleine Kammer erneut mit der Motion
Hösli (svp, GL), übernommen von Jakob Stark (svp, TG), zum Thema  Gewässerraum. Im
Rahmen der UREK-SR-Sitzung vom Januar 2021 hatte Stark die zweite Ziffer der Motion
bezüglich der Verwendung von Dünger zurückgezogen. In der vorliegenden Form
verlangte die Motion deshalb nur noch, dass das GSchG so abgeändert wird, dass in
nicht geschützten Gebieten ausserhalb der Bauzone der Gewässerraum verkleinert
werden kann, wenn den Landwirtschaftsbetrieben sonst ein übermässiger Anteil der
ertragreichen Futtergrundlage entzogen wird.
Dem Ständerat lag bei der Beratung des Geschäfts ein Mehrheitsantrag seiner
Kommission auf Annahme und ein links-grüner Minderheitsantrag auf Ablehnung der
abgeänderten Motion vor. Martin Schmid (fdp, GR) legte für die Kommissionsmehrheit
dar, dass diese in den Forderungen der Motion keinen Widerspruch zur Trinkwasser-
Inititiative, zu den Zielen des GSchG oder zum Hochwasserschutz sehe. Die Umsetzung
der Motion würde es den Kantonen lediglich ermöglichen, die noch bestehenden
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Probleme bei der Festlegung der Gewässerräume anzugehen. Daniel Fässler (mitte, AI)
ergänzte, dass mit den 2017 vorgenommenen Änderungen sowie mit früheren
Anpassungen der Gewässerschutzverordnung für die Landwirtschaftsbetriebe nur sehr
wenig zusätzliche Flexibilität geschaffen worden sei. Jakob Stark fügte an, dass die
Ausscheidung des Gewässerraumes viel rascher vorangehen würde, wenn die in der
Motion geforderte Ergänzung der Bestimmungen vorgenommen würde. Dies würde
auch der Natur mehr nützen als langwierige politische Auseinandersetzungen.
Roberto Zanetti (sp, SO) wies als Sprecher der Minderheit darauf hin, dass sich sowohl
die BPUK als auch die LDK vehement gegen die Motion ausgesprochen hätten. In rund
der Hälfte der Kantone und Gemeinden seien die Gewässerräume bereits
ausgeschieden worden. Es sei unfair, wenn man die Spielregeln während der Umsetzung
ändere. Man setze mit der Motion den Kompromiss aufs Spiel, der seinerzeit zum
Rückzug der Volksinitiative «Lebendiges Wasser» geführt habe. Zudem riskiere man
etliche Verfahren von Landwirtschaftsbetrieben, die mit der bereits vollzogenen
Ausscheidung des Gewässerraums auf ihren Grundstücken nicht zufrieden seien.
Schliesslich sei die vorgesehene Schwächung des Gewässerschutzes ein Steilpass für
die Trinkwasser-Initiative. Umweltministerin Sommaruga führte dieselben Argumente
ins Feld wie Roberto Zanetti und schloss, dass es im Hinblick auf die Abstimmung zur
Trinkwasser-Initiative darum gehe, klare Signale an die Bevölkerung zu senden, dass der
Bundesrat und das Parlament den Gewässerschutz und in einem weiteren Sinne auch
die Biodiversität schützen und nicht etwa schwächen wollen. Dennoch nahm der
Ständerat die abgeänderte Motion mit 26 zu 18 Stimmen an. 14

Bodenschutz

Der Ständerat befand in der Sommersession 2021 über einen Vorstoss der
FDP.Liberalen-Fraktion zur Erforschung des Untergrunds. Die vorberatende UREK-SR
hatte die Motion ganz knapp zur Ablehnung empfohlen. Für die Kommissionsmehrheit
erläuterte Daniel Fässler (mitte, AI), dass die Kommission zwar den potentiellen
wirtschaftlichen Nutzen des Untergrundes anerkenne; das nationale
Erkundungsprogramm, das hier gefordert werde, gehe aber zu weit und werde zu
gewaltigen Kosten führen. Die Kommissionsmehrheit befürworte vielmehr das
Vorgehen, das mit der Annahme der Motion Vogler (csp, OW; 19.4059) gewählt worden
war. Mit diesem Vorstoss werde sichergestellt, dass die bei den Kantonen und Privaten
bereits bestehenden Daten zusammengetragen und digitalisiert würden. Dies sei ein
notwendiger erster Schritt. Weitere Schritte müssten sorgfältig durchdacht werden, da
sich bei der Erforschung des Untergrunds heikle staatsrechtliche und
eigentumsrechtliche Fragen zu den Kompetenzen der Kantone und den Rechten der
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer stellten. Dieser Argumentation
widersprach Minderheitensprecher Müller (fdp, LU) und stellte fest, dass die in der
Motion der FDP.Liberalen geforderte Untersuchung für verschiedene Bereiche sehr
nützlich sein werde, beispielsweise für die Geothermie oder die Speicherung von CO2.
Mit dem Aktionsplan in Erfüllung der Motion Vogler würden ohnehin bereits Mittel für
die Untersuchung des Untergrundes bereitgestellt, weshalb die Annahme der Motion
nicht automatisch zu exorbitanten Mehrkosten führen werde, so Müller. Es gelte auch
zu bedenken, dass über die nach der Erkundung anstehenden Schritte wiederum das
Parlament entscheiden werde und es dort immer noch «Nein» zu weiteren Ausgaben
sagen könne. Dieser Argumentation pflichtete Bundesrätin Sommaruga bei. Weiter
versicherte sie, dass der Bundesrat die anstehenden Fragen selbstverständlich in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und bei Bedarf unter Einbezug der Kommissionen
angehen werde. Im Hinblick auf die Notwendigkeit, bis in einigen Jahren geologische
Speicherstätten für CO2 bereit zu haben, müsse die Schweiz mit diesen
Erkundungsarbeiten jedoch jetzt starten. Die kleine Kammer folgte diesem Votum der
Umweltministerin und nahm die Motion relativ deutlich mit 26 zu 14 Stimmen, bei einer
Enthaltung, an. 15
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